
Titelthema

menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht erlassen, darunter Großbri-
tannien 2015, Frankreich 2017 und die Niederlande 2019. In der 
Schweiz ist ein entsprechen-
des Gesetz in der politischen 
Abstimmung, Österreich hat 
eine Vorlage. 

Die nationale Umsetzung: 
NAP, Textilbündnis und 
bald Lieferkettengesetz? 

In Deutschland werden die 
Rufe nach einer gesetzlichen 
Regelung ebenfalls lauter, 
seit die Bundesregierung mit 
ihrem 2016 verabschiede-
ten Nationalen Aktionsplan 
Wirtschaft und Menschen-
rechte (NAP) auf der Stel-
le tritt. Der NAP sieht vor, dass im Jahr 2020 ermittelt wird, ob 
Unternehmen ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nach-
kommen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn bei einer repräsen-
tativen Stichprobe 200 der 7000 größten Unternehmen die ge-
setzten Vorgaben erfüllen. Ein Bündnis aus zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Kirchen und Gewerkschaften fordert dagegen ein 
Lieferkettengesetz, das mittlerweile auch Unternehmen wie Tchi-
bo, Daimler oder KiK gutheißen, die sich mehr Rechtssicherheit, 
insbesondere bei Haftungsfragen, wünschen. 

Speerspitze der nationalen Bewegung ist das von Bundesent-
wicklungsminister Gerd Müller initiierte Textilbündnis. Die hier 
zusammengeschlossenen Unternehmen befolgen freiwillig Stan-

Wie wichtig unternehmerische Sorgfalt im menschenrechtlichen 

und umweltbezogenen Kontext ist, darüber herrscht Einigkeit. 

Wie genau die Unternehmen diese jedoch in die Tat umsetzen 

können und sollten, birgt Herausforderungen. 

Menschenrechte in der internationalen Lieferkette

Corporate Social Responsibility, Nationaler Aktionsplan Menschenrechte, Lieferkettengesetz:  
In Deutschland wird derzeit hitzig diskutiert, welchen Beitrag die Wirtschaft leisten muss, um 

die Menschenrechte in ihren internationalen Lieferketten zu schützen, und ob es dazu einer 
gesetzlichen Regelung bedarf. Wie so oft hilft ein Blick über den Tellerrand.

In vielen Ländern Europas sind Gesetze entweder auf dem Weg 
oder bereits umgesetzt, die Unternehmen dazu verpflichten, ihre 
internationalen Lieferketten auch unter dem Aspekt der Men-
schenrechte zu managen. Auslöser sind die im Jahr 2011 beschlos-
senen Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der Ver-
einten Nationen, die langsam den Weg in nationales Recht finden.

UN-Leitprinzipien: unternehmerische Verantwortung verankern

Ziel der Vereinten Nationen war es 2011, die fragilen Rechte von 
Menschen in Schwellen- und Entwicklungsländern zu schützen, 
die im globalen Wettbewerb eher geschwächt als gestärkt wur-
den. Kurz gefasst besagen die UN-Leitprinzipien, dass Staaten 
und Unternehmen gleichermaßen die Pflicht haben, die Inter-
essen schutzbedürftiger Gruppen zu wahren, Maßnahmen zur 
Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen zu ergreifen und 
geschädigten Menschen Zugang zu Abhilfe zu gewähren. Staaten 
werden aufgefordert, gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, um die Wirtschaft in die Pflicht zu nehmen. Unternehmen 
sollen Managementprozesse implementieren, die menschenrecht-
liche Risiken ebenso abbilden wie andere Aspekte des Wirtschaf-
tens. Der Fokus der UN-Leitprinzipien liegt also nicht auf der 
Bestrafung von Unternehmen, sondern vielmehr darauf, solche 
Unternehmen, die Maßnahmen zur Verhinderung von Menschen-
rechtsverletzungen bisher nicht auf der Agenda hatten, an diese 
Aufgabe heranzuführen. 

Die von den Vereinten Nationen formulierten Forderungen haben 
eine Vielzahl internationaler Vorgaben ausgelöst, auf EU-Ebene 
beispielsweise die CSR-Richtlinie für Großunternehmen von 2014 
oder die Konfliktmineralienverordnung, die ab 2021 gilt. Auch 
deutsche Nachbarländer haben in den letzten Jahren Gesetze zur 
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dards, wie sie 
ein Lieferkettenge-

setz im Idealfall festle-
gen müsste. Doch nicht nur 

das, sie entwickeln die Standards 
entlang ihrer Lieferketten systematisch 

weiter, in Zusammenarbeit mit Lieferanten und 
Gewerkschaften vor Ort. Die Prozesse werden alle drei 

Jahre geprüft und zertifiziert, das Siegel heißt „Grüner 
Knopf“. Bislang stand Müller in der CDU/CSU-Fraktion 
alleine, doch Ende November forderte auch der CDU-
Parteitag von der Bun-desregierung die Entwicklung einer 
gesetzlichen Regelung für die Wertschöpfungskette. Damit 
dürfte die letzte Bastion in der Politik fallen. Das Gesetz 
wird kommen. *O� EFS� 8JSUTDIBGU gibt FT� zahlreiche Stimmen 
gegen das Zustandekommen eines Lieferkettengesetzes. Die 
Befürchtungen sind, dass Unternehmen ihre Lieferanten bis 
ins Detail kontrollieren müssten
�  EBTT� die Zertifizierungs-
bürokratie überhand nehme und damit einhergehende Kosten 
zu Nachteilen im internationalen Wettbewerb führen könnten, 
statt die Verantwortung des „ehrbaren Kaufmanns“ zu stützen. 
Deutsche Unternehmen seien sich ihrer Verantwortung bewusst 
und hätten viele Prozesse in ihrem Einflussbereich bereits unter 
CSR-Aspekten organisiert.
Doch weder ist das „Nachhaltige Wertschöpfungskettengesetz“ 
(NaWKG), wie es im Entwurf heißt, ein deutscher Alleingang, 

Unsere Region steht traditionell für einen verantwortungsbe-
wussten Umgang mit Nachhaltigkeit, was nicht zuletzt auch in 
der WIN-Charta seinen Ausdruck findet. Sie ist öffentlicher Aus-
druck der freiwilligen Selbstverpflichtung der baden-württember-
gischen Unternehmen zu nachhaltigem Wirtschaften. 

Was noch nicht bekannt genug ist: Das Thema Nachhaltigkeit 
spielt nicht nur am baden-württembergischen Standort eine 
Rolle, sondern setzt sich in den internationalen Geschäftsbezie-
hungen entlang der Wertschöpfungskette fort. Und hier sind die 
Gegebenheiten häufig nicht auf Anhieb zu durchschauen. 

Unternehmen unterstützen: 
wertigere Informationen, weniger Bürokratie 

Leider haben es Unternehmerinnen und Unternehmern, die diese 
Verantwortung ernst nehmen, noch immer viel zu schwer: Neben 
dem Fehlen qualifizierter und zielgerichteter Informationen sind vor 
allem die Hürden der Bürokratie viel zu hoch. Mir ist es ein persön-
liches Anliegen, dass sich das ändert. Denn das Thema Nachhaltig-
keit muss in allen Bereichen des unternehmerischen Handelns eine 

grundlegende Rolle spielen. 
Das beginnt beim Kundenbe-
such, der mit dem Fahrrad oder 
mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln absolviert wird, und hört 
eben auch dort nicht auf, wo 
ich einen Dienstleister im Aus-
land beauftragen möchte und 
zuvor klären kann, welche 
Standards dieser zum Beispiel 
bei den Arbeitsbedingungen 
seiner Angestellten oder bei 
der Entsorgung von Industrie-
abfällen hat. 

Das IHK-Netzwerk steht 
Ihnen zur Verfügung

Die IHK Region Stuttgart setzt sich deshalb für eine weitere Vernet-
zung der Wirtschaft mit der Politik und Gesellschaft ein. So unter-
stützen wir das deutsche CSR-Forum, das jährlich in Stuttgart statt-
findet (siehe Kasten links). 

Zudem informiert die IHK speziell kleine und mittlere Unternehmen 
über Infoportale, Initiativen, Siegel, Standards, Leitfäden, Preise und 
Wettbewerbe. 

Im Rahmen von IHK-Veranstaltungen präsentieren Unternehmen ihre 
Nachhaltigkeitsstrategien und wie sie mit nationalen und internatio-
nalen Kunden-Anforderungen in der Lieferkette umgehen. Auch die 
Außenhandelskammern (AHKs) können wertvolle Hilfe leisten, wenn 
es um die Identifikation zuverlässiger Partner im Ausland geht. 

Johannes Schmalzl,  
Hauptgeschäftsführer der IHK Region Stuttgart

Nachhaltigkeit global verstehen: Ein zentrales Anliegen 
für baden-württembergische Unternehmen

Veranstaltungshinweis 

Deutsches CSR-Forum 

Die IHK Region Stuttgart ist Partner des deutschen CSR- 
Forums, das jährlich in Stuttgart stattfindet. Das 16. Forum 
am 29./30. April 2020 steht unter dem Motto „Das neue  
CSR-Mindset. Nachhaltig Werte schaffen“. 

Zu den drei großen Themenfeldern Klimaschutz, Digitalisie-
rung und Bildung stehen Vorträge und Praxisimpulse sowie 
Debatten und Workshops auf dem Programm. Weitere Infor-
mationen und Tickets finden Sie unter www.csrforum.eu.

noch sollen Unternehmen brachial in Haftung 
genommen werden, wenn in ihrer Lieferkette  

etwas schiefgeht. 

Das NaWKG – die Sorgfalt zur Pflicht machen

Was dagegen – wie in allen vergleichbaren internatio-
nalen Gesetzen – gefordert wird, ist, dass Unternehmen 

ihre Lieferketten regelmäßig auf potenzielle Menschen-
rechtsverletzungen hin analysieren, Prozesse systematisieren, 

Risikothemen und ihre Bearbeitung offenlegen und Betroffe-
nen die Möglichkeit einräumen, ihr Recht einzufordern. Gelten 
soll das Gesetz für Großunternehmen, die direkt oder durch ihre 
Lieferkette in Branchen oder Regionen aktiv sind, in denen Men-
schenrechte besonders gefährdet sind. Die Frage ist, ob das wirk-
lich zu viel verlangt sein kann. 

International sind gesetzliche Regulierungen im Kommen, ihre 
Befolgung wird von Großunternehmen an ihre Lieferanten durch-
gereicht. Deshalb sind auch kleinere Unternehmen gefordert, sich 
mit dem Themenkomplex Menschenrechte zu beschäftigen. Da-
für müssen sie im ersten Schritt Risikobereiche analysieren und 
Richtlinien entwickeln, um die Einhaltung von Menschenrechten 
auch über die eigene Unternehmensgrenze hinaus bestmöglich 
sicherzustellen.  

Dr. Daniela Simpson, Agentur für Nachhaltigkeit Mannheim,  
www.dsimpson.de

Johannes Schmalzl,  

Hauptgeschäftsführer der  

IHK Region Stuttgart

Die Unternehmen in unserer Region leben in besonderem Maße von den internationalen Beziehungen 
und stehen somit auch in einer besonderen Verantwortung (Corporate Social Responsibility – CSR). 
Wer mit ausländischen Partnern zusammenarbeitet, prägt den globalen Umgang mit der menschen-
rechtlichen und umweltbezogenen Sorgfalt unweigerlich entscheidend mit. 
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Ausblick auf die Ergebnisse des NAP-Monitorings

Das Monitoring zum Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und 
Menschenrechte, bei dem 2019 Fragebögen von 460 der 3.300 
angeschriebenen Unternehmen beantwortet wurden, erfüllt die 
Maßgaben, um repräsentative Ergebnisse zu liefern. 

Die erste Auswertung: Bisher erfüllen etwa ein Fünftel der 
Unternehmen den Nationalen Aktionsplan. Die vollständigen 
Ergebnisse sollen noch im Januar vorliegen und werden auf der 
Webseite des Auswärtigen Amts (www.auswaertiges-amt.de) 
unter dem Suchbegriff „NAP“ abrufbar sein.
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